
US-Verteidigungsminister Robert Gates forderte in Brüssel alle NATO-Mitglieder auf, mehr  
Geld für US-Waffentechnologie auszugeben und sich künftig noch stärker an den völker-
rechtswidrigen Angriffskriegen der USA zu beteiligen. 

Gates: Die NATO ist zur Zweiklassengesellschaft geworden
Von Jim Garamone, Pressedienst der US-Streitkräfte

Department of Defense, 10.06.11
( http://www.defense.gov/news/newsarticle.aspx?id=64268 )

BRÜSSEL – Die Mitglieder der NATO seien derzeit in eine Zweiklassengesellschaft 
gespalten; die einen seien nur Nutznießer der von den anderen garantierten Sicher-
heit, sagte der US-Verteidigungsminister Robert M. Gates heute in Brüssel. 

Gates sprach auf der NATO-Konferenz zu Sicherheits- und Verteidigungsfragen, die einen 
Tag nach dem Treffen der Verteidigungsminister der Allianz stattfand. 

"Schon in der Vergangenheit habe ich die (drohende) Aufspaltung der NATO in eine 
Zweiklassengesellschaft offen kritisiert. Es gibt Bündnispartner, die sich auf 'wei-
che' humanitäre Einsätze, auf Entwicklungshilfe, Friedenssicherung und Verhand-
lungen beschränken und anderen Mitgliedern die 'harten' Kampfmissionen überlas-
sen; die einen sind bereit und willig den Preis zu zahlen und die Lasten der Opera-
tionen des Bündnisses zu tragen, die anderen genießen nur die Vorteile und Sicher-
heitsgarantien der NATO-Mitgliedschaft und stellen lediglich Offiziere für die Haupt-
quartiere ab, wollen die Risiken und die Kosten aber nicht mittragen," führte der 
Verteidigungsminister aus. 

"Das ist keine hypothetische Befürchtung mehr," fuhr er fort. "Sie ist heute leider wahr ge-
worden, und das ist inakzeptabel." 

Die NATO sei in Afghanistan zwar stark engagiert, und die Soldaten, die den NATO-ge-
führten Truppen der International Security Assistance Force / ISAF angehörten, erfüllten 
ihre Aufgabe hervorragend, meinte Gates. 

"Als ich Verteidigungsminster wurde, gab es nur etwa 20.000 Soldaten aus anderen NA-
TO-Ländern in Afghanistan," sagte Gates. "Heute ist diese Zahl auf etwa 40.000 ange-
wachsen. Auch 850 Soldaten, die nicht von den USA oder anderen NATO-Ländern gestellt 
wurden, haben in Afghanistan ihr Leben geopfert. Für viele der verbündete Nationen sind  
das die ersten militärischen Toten, die sie seit dem Zweiten Weltkrieg zu beklagen haben."

Als der NATO vor vier Jahren das Kommando über die ISAF übertragen wurde, habe er 
nicht geglaubt, dass es die Allianz so lange behalten werde, und noch weniger mit den seit  
2010 vorgenommenen bedeutenden Truppenverstärkungen gerechnet. 

"Das ist das Verdienst der tapferen ISAF-Bodentruppen und der verbündeten Regierun-
gen; sie haben dafür gesorgt, dass der Afghanistan-Einsatz trotz des wachsenden politi-
schen Widerstandes in ihren jeweiligen Ländern weiterging," sagte der Verteidigungsmi-
nister. 
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Zu den Koalitionsstreitkräften in Afghanistan gehörten zur Zeit rund 100.000 US-Soldaten; 
sie hätten wesentlich zu den Erfolgen im Afghanistan-Krieg beigetragen, der wegen der 
Operationen im Irak immer zu kurz gekommen sei, erklärte Gates. Neue Kräfte und eine 
neue Strategie hätten die militärische Situation entscheidend verbessert und die Taliban 
aus ihren bisherigen Schlupfwinkeln vertrieben. 

Nichts bleibe aber statisch, erklärte Gates vor der Versammlung; deshalb sehe der 
Plan, der afghanischen Regierung Ende 2014 die Verantwortung für die Sicherheit 
ihres Landes zu übertragen, auch vor, dass Präsident Barack Obama bald Einzelhei-
ten zum Umfang und zum Verlauf des US-Truppenabzuges mitteilen werde, der im 
Juli beginnen soll. Man werde sich mit dem Abzug aber nicht besonders beeilen. 

"Die  übergroße Mehrheit  der  US-Truppenverstärkungen,  die  im Laufe  der  letzten 
zwei Jahre angekommen sind, werden auch während des Sommers hierbleiben und 
weiterkämpfen," sagte er. "Wir werden auch viele Soldaten aus Gebieten, die afgha-
nischer Kontrolle unterstellt wurden, in weniger sichere Provinzen und Bezirke ver-
legen." 

"Die Taliban werden zwar versuchen, uns wieder zurückzuwerfen, das wird ihnen aber 
nicht gelingen. Wenn wir sie weiter unter Druck setzen, werden wir auch die Chance ha-
ben, die militärischen Erfolge durch Fortschritte bei der Stärkung der Regierung und beim 
wirtschaftlichen Aufbau des Landes abzusichern," fügte er hinzu. 

"In Anbetracht dessen, was ich nicht nur bei meinem jüngsten Besuch, sondern im Lauf  
der letzten beiden Jahre gehört und gesehnen habe, glaube ich, dass wir die erzielten Ge-
winne halten und im Laufe der Zeit mit der nötigen Unterstützung der Verbündeten sichern 
können," ergänzte der Verteidigungsminister. "Wir haben unter hohen Opfern zu viel er-
reicht, um uns das wieder nehmen zu lasen, zumal der Feind auf dem Rückzug ist." 

Die NATO könne nicht zulassen, dass einige der Staaten, die Truppen stellen, ihre 
Soldaten nach eigenen Zeitplänen abzögen, und damit den Erfolg der Mission ge-
fährdeten und die Risiken für andere Verbündete erhöhten, führte Gates aus. 

"In Afghanistan kann es nur heißen 'Gemeinsam rein, gemeinsam raus'. Nur dann können 
unsere Soldaten ehrenvoll und mit der Anerkennung nach Hause zurückkehren, die sie so 
reichlich verdienen, und nur dann wird das transatlantische Bündnis seinen ersten Härte-
test im 21 Jahrhundert bestanden haben," erklärte er.

Bei den NATO-Operationen in Afghanistan habe das Bündnis große Probleme bei 
der Bereitstellung der notwendigen militärischen Kapazitäten gehabt, weil es am po-
litischen Willen gefehlt habe, sagte Gates "Obwohl sie ohne die US-Truppen über 
mehr als 2 Millionen Männer und Frauen in Uniform verfügt, hat die NATO zuweilen 
verzweifelte Anstrengungen unternehmen müssen, bis wenigstens 25.000 bis 45.000 
Soldaten – und zwar nicht nur zum Kämpfen, sondern auch zur Wartung, zur Aufklä-
rung, zur Überwachung und Erkundung – und die erforderlichen Hubschrauber und 
Transportflugzeuge zur Verfügung gestellt werden konnten," sagte er.

Die NATO-Operation über Libyen leide unter einem noch größeren Mangel an Res-
sourcen und politischem Willen, stellte Gates fest. Dabei sei die Operation "Unified 
Protector" (Vereinigte Beschützer) ein Luft- und Seekrieg, der sich auch noch im 
Hinterhof Europas abspiele. Außerdem habe diese Mission weitestgehende politi-
sche Unterstützung, gefährde keine Bodentruppen und sei lebenswichtig für Euro-
pa. 
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Die von den Vereinten Nationen autorisierte Mission sei erfolgreich, die Luftwaffe Muam-
mar Gaddafis sei ausgeschaltet, und die Fähigkeit seines Regimes, Gewalt gegen das ei-
gene Volk anzuwenden, habe man einschränken können. 

"Obwohl die (Libyen-)Operation wegen zur geringer (europäischer) Unterstützung 
auch einige Mängel aufweist, hat dieser Einsatz, der von europäischen Mächten be-
gonnen wurde und mit Hilfe der USA durchgeführt wird, das Potential deutlich ge-
macht, das in der NATO steckt," betonte Gates. 

"Die NATO-Mitglieder haben zwar alle für den Libyen-Einsatz gestimmt, er wird aber nur 
von weniger als der Hälfte aktiv unterstützt, und sogar weniger als ein Drittel ist bereit, sich 
auch an den Luftangriffen zu beteiligen," fuhr er fort. "Offen gesagt, viele der Verbündeten, 
die als Zuschauer am Spielfeldrand sitzen, tun das aber nicht, weil sie nicht teilnehmen 
wollen, sondern weil sie nicht teilnehmen können. Sie verfügen einfach nicht über die not-
wendigen militärischen Fähigkeiten." 

Die  Verbündeten  hätten  weder  die  notwendigen  geheimdienstlichen  Fähigkeiten, 
noch seien sie mit der für eine sinnvolle Teilnahme an diesem Einsatz erforderli-
chen  Technik  zur  Überwachung  und  Erkundung  ausgestattet.  Zur  erfolgreichen 
Durchführung der Luftangriffe hätten viele zusätzliche US-Zieleinweiser in die NA-
TO-Einsatzzentrale in Italien abgeordnet werden müssen; solche kurzfristigen Ver-
stärkungen könnten bei künftigen Engpässen auch einmal nicht verfügbar sein, gab 
der Verteidigungsminister zu bedenken. 

"Die NATO-Luftleitzentrale (in Italien) ist eigentlich für mehr als 300 Einsätze pro 
Tag ausgelegt und schafft mit äußerster Anstrengung gerade mal 150 Starts," kriti-
sierte Gates. "Außerdem drohen vielen der dem mächtigsten Militärbündnis der Ge-
schichte angehörenden Verbündeten nach nur 11 Wochen Luftkrieg gegen ein arm-
selig bewaffnetes Regime in einem wenig bevölkerten Land bereits die Bomben und 
Raketen auszugehen, und wieder einmal müssen die USA aushelfen."

Dieses Dilemma sei  teilweise  aus  dem fehlenden  politischen  Willen  zu erklären, 
hauptsächlich sei es aber darauf zurückzuführen, dass wegen fehlender Haushalts-
mittel zu wenig Geld für Militärausgaben zur Verfügung stehe; außer einer Handvoll  
Verbündeter hätten alle anderen einen viel zu geringen Anteil ihres Wirtschaftsauf-
kommens in  ihre  Verteidigungshaushalte  gesteckt  und  sie  außerdem jedes  Jahr 
weiter gekürzt. 

Trotz der Erfordernisse des Afghanistan-Krieges – des ersten "heißen" Bodenkrieges der 
NATO – hätten sich die Verteidigungsausgaben der europäische Staaten im Lauf der letz-
ten zehn Jahre um insgesamt 15 Prozent verringert. Außerdem hätten die steigenden Per-
sonalkosten und die Ausgaben für das Training und die Ausstattung der in Afghanistan 
eingesetzten Soldaten einen ständig wachsenden Anteil des ohnehin zu geringen Verteidi-
gungsbudgets aufgezehrt. 

Wie alle Welt beim jüngsten Libyen-Einsatz sehen könne, sei viel zu wenig Geld in 
die Modernisierung (der Waffensysteme)  und die  Verbesserung der militärischen 
Fähigkeiten investiert worden. 

"Ich bin nur der letzte in einer Reihe von US-Verteidigungsministern, die unsere Verbünde-
ten – häufig ganz verzweifelt – privat oder öffentlich aufgefordert haben, sich an den in der 
NATO  vereinbarten  Prozentsatz  für  Verteidigungsausgaben  zu  halten,"  sagte  Gates. 
"Haushaltsrechtliche,  politische  und  demografische  Realitäten  verhindern  jedoch,  dass 
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dies in nächster Zeit geschehen wird; sogar unser engster militärischer Verbündeter Groß-
britannien muss kürzer treten und starke Einschnitte bei seinen Streitkräften vornehmen." 

Heute gäben nur 5 der 28 NATO-Verbündeten – die USA,  Großbritannien,  Frank-
reich, Griechenland und Albanien – mehr als die vereinbarten 2 Prozent ihres Brut-
toinlandsproduktes für die Verteidigung aus. Und das werde sich wahrscheinlich in 
absehbarer Zeit auch nicht ändern, beklagte Gates. 

"Die größte Herausforderung für die Verbündeten ist deshalb heute nicht mehr das Ge-
samtniveau  ihrer  Verteidigungsausgaben,  sondern  die  richtige  Verwendung  der  immer 
knapper werdenden Mittel," betonte er. "So haben zum Beispiel einige kleinere NATO-Mit-
glieder mit relativ kleinen Armeen, für die sie keine zwei Prozent ihres Bruttoinlandspro-
duktes aufwenden können, ihr Gewicht (im Bündnis) trotzdem erhöht, weil  sie ihre be-
grenzten Mittel sinnvoll eingesetzt haben." 

Norwegen und Dänemark stellten zum Beispiel bei der Libyen-Operation nur 12 Prozent 
der Kampfflugzeuge der Verbündeten zur Verfügung, hätten aber etwa ein Drittel der Ziele  
getroffen, und auch Belgien und Kanada führten einen Großteil der Luftangriffe durch. 

"Diese Länder haben trotz begrenzter Mittel Wege gefunden, ihre Piloten gut auszubilden 
und mit der passenden Ausrüstung zu versorgen, um den notwendigen Anforderungen 
genügen und einen wertvollen militärischen Beitrag leisten zu können," lobte Gates. 

Sie seien aber Ausnahmen, während sich noch zu viele Verbündete hartnäckig weigerten,  
andere Prioritäten bei der Verwendung ihrer Mittel zu setzen. 

"Die NATO-Mitglieder ohne die USA geben jährlich insgesamt mehr als 300 Milliar-
den US-Dollars für die Verteidigung aus, mit denen sie bei kluger und strategisch 
sinnvoller Verwendung eine bedeutende Menge nützlicher militärischer Ausrüstung 
kaufen könnten," erklärte Gates. "Stattdessen beschaffen sie viele Dinge, die sehr 
viel weniger wert sind, als es die Summe der Teile sein könnte." 

Daraus erklärten sich nicht nur die gegenwärtigen Engpässe, dieses Verhalten wirke sich 
auch äußerst nachteilig auf die künftige Einsatzbereitschaft der NATO aus. Die Mitglieds-
staaten müssten nach neuen Möglichkeiten suchen, ihre Kampffähigkeit zu verbessern. 

"Es sollte klar sein, dass die NATO-Mitglieder mehr tun müssen, um ihre militäri-
schen Fähigkeiten zu vereinheitlichen; solche 'klugen Verteidigungsinitiativen' sind 
aber kein 'Allheilmittel'," sagte er. "Im Endeffekt müssen alle Mitglieder ausreichen-
de Mittel für die erforderliche militärische Ausrüstung zur Verfügung stellen, die we-
gen der sich verschärfenden Sicherheitslage gebraucht wird. Die einzelnen Natio-
nen werden einen angemessenen Beitrag zu unserer  gemeinsamen Verteidigung 
leisten müssen. "

All das müsse im Zusammenhang mit der politischen Weltlage gesehen werden, in der die 
NATO operiere, ergänzte Gates. 

"Wie Sie alle wissen, setzt die angespannte Haushaltssituation der USA auch unser 
Verteidigungsbudget unter Druck, und wir sind gerade dabei, zu überprüfen, ob die 
USA das Risiko eingehen können, ihre Streitkräfte zu verkleinern," teilte der Vertei-
digungsminister  mit.  "Unsere Regierung muss sich auf  allen Gebieten zu harten 
Entscheidungen durchringen, und in solchen Zeiten richtet sich die Aufmerksamkeit 
unweigerlich auch auf die Kosten unseres Engagements im Ausland – auf die Mili -
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tärhilfe für andere Staaten, auf unsere Militärbasen im Ausland, auf sonstige Unter-
stützungsleistungen und auf gegebene Garantien." 

Gates fuhr fort, er sei sich mit Obama darin einig, dass die USA einen schweren Fehler 
machen würden, wenn sie sich aus ihrer globalen Verantwortung zurückzögen; er erwähn-
te auch, dass er letzte Woche auf einer regionalen Sicherheitskonferenz in Singapur über  
Möglichkeiten zur Ausweitung des Engagements der USA in Asien diskutiert habe. 

"In Bezug auf Europa hat es in den USA während der letzten sechs Jahrzehnte relativ we-
nige Zweifel oder Debatten über den Wert und die Notwendigkeit des transatlantischen 
Bündnisses gegeben," sagte Gates. "Die Vorteile für Europa, das nach zwei verheerenden 
Kriegen, die durch das Eingreifen der USA beendet wurden, jetzt wohlhabend und frei ge-
worden ist, sind offensichtlich."

Fast während des ganzen Kalten Krieges hätten von beiden großen Parteien gestell-
te US-Regierungen hohe Verteidigungsinvestitionen für kostspielige vorgeschobene 
Basen durchgesetzt, die etwa 50 Prozent der gesamten NATO-Militärausgaben be-
trugen. "Jetzt, rund zwei Jahrzehnte nach dem Fall der Berliner Mauer, ist der US-
Anteil an den NATO-Verteidigungsausgaben aber auf mehr als 75 Prozent angestie-
gen – und das, obwohl in den USA selbst schmerzhafte Haushaltseinschnitte und 
Leistungskürzungen vorgenommen werden müssen," hob Gates hervor. 

"Sie müssen der Wirklichkeit ins Auge sehen und sich darauf einstellen, dass im 
US-Kongress und in der politischen Öffentlichkeit der USA die Geduld und die Be-
reitschaft abnehmen, unsere begrenzten Mittel immer noch für Staaten auszugeben, 
die sich weigern, die notwendigen Mittel bereitzustellen oder die notwendigen Prio-
ritäten zu setzen, um ernstzunehmende und fähige Partner bei ihrer eigenen Vertei-
digung zu werden; diese Länder scheinen immer noch zu erwarten, dass die US-
Steuerzahler  die  ständig  wachsenden Kosten für  die  Sicherheit  Europas  tragen, 
während sie ihre eigenen Verteidigungsausgaben immer weiter verringern."

Die NATO könne aber gesunden, erklärte Gates. 

"Die Mitglieder der NATO haben es einzeln und gemeinsam in der Hand, diese Ent-
wicklung aufzuhalten, ja umzukehren und einer hoffnungsvollen (gemeinsamen) Zu-
kunft  entgegenzugehen,"  versprach  Gates  der  Versammlung.  Die  Regierungen 
müssten ernsthafte Anstrengungen unternehmen, um ein weiteres Zusammenstrei-
chen der Verteidigungsbudgets bei der nächsten Runde von Sparmaßnahmen zu 
verhindern; sie müssten ihre Verteidigungsausgaben mindestens beibehalten und 
bündeln, um sich gegenseitig und das gesamte Bündnis zu stärken. 

"Es ist nicht zu spät für Europa, seine Verteidigungseinrichtungen und Sicherheitsvorkeh-
rungen wieder in Ordnung zu bringen," ermunterte Gates. "Das müssen aber die Regie-
rungen und die Politiker auf diesem Kontinent selbst in die Hand nehmen. Da helfen keine 
Schmeicheleien, keine Forderungen und kein Druck von der anderen Seite des Atlantiks."

"In der Vergangenheit des transatlantischen Bündnisses hat es keinen Mangel an Streite-
reien und Rückschlägen gegeben," fuhr er fort. "Trotzdem haben wir die großen Sachen 
immer auf die Reihe gebracht. Auch große Meinungsunterschiede und äußere Bedrohun-
gen konnten uns nicht daran hindern, uns immer wieder zusammenzuraufen. Und ich ver-
traue darauf, dass wir das auch in Zukunft schaffen werden." 

Die Rede des US-Verteidigungsministers war sein letzter Auftritt auf einer Reise, die ihn 

5/11



nach Singapur, Afghanistan und zu dem NATO-Treffen (in Brüssel) führte; es war seine 
letzte Auslandsreise, bevor er am 30. Juni in den Ruhestand geht. 

(Wir haben den Artikel komplett übersetzt und mit Ergänzungen in Klammern und Hervor-
hebungen versehen. Nach unserem Kommentar drucken wir den Originaltext ab.) 
________________________________________________________________________

Unser Kommentar 

Weil die USA dem Staatsbankrott eigentlich näher als Griechenland sind und jetzt auch ih-
ren Militäretat zusammenstreichen müssen, hat US-Verteidigungsminister Robert Gates  
kurz vor seinem Ruhestand und der zu erwartenden Übernahme eines lukrativen Postens  
in der um ihre Höchstprofite bangenden US-Rüstungsindustrie die NATO-Partner der USA  
dazu vergattert, schleunigst mehr modernste US-Waffentechnologie zu kaufen, damit sei-
ne jetzigen Auftrag- und künftigen Arbeitgeber auch weiterhin aus dem Vollen schöpfen  
können. 

Da die  bereits  weitgehend ausgeplünderten  kleinen US-Steuerzahler  die  Milliarden für  
neue Hightech-Waffen und neue völkerrechtswidrige US-Angriffskriege nicht mehr allein  
aufbringen können, sollen die schon längst als US-Marionetten vereinnahmten, noch et-
was flüssigeren europäischen NATO-Staaten nicht nur noch mehr Soldaten stellen, son-
dern vor allem mehr US-Waffen kaufen. Die von Gates selbst mit 300 Milliarden US-Dollar  
bezifferten  jährlichen  Rüstungsausgaben  der  NATO-Partner  sind  schließlich  kein  Pap-
penstiel; da lohnt es sich schon, noch den ein oder anderen neuen Konflikt anzuzetteln  
und Europa, das endlich in Frieden leben könnte, mit hineinzuziehen. 

Die Schelte des Herrn Gates galt  natürlich hauptsächlich der Bundesrepublik Deutsch-
land, auch wenn er sie nicht beim Namen nennt. Wenn die Milliarden, die jetzt noch in die  
Entwicklung fragwürdiger europäischer Rüstungsprojekte wie den Eurofighter, einen viel  
zu  kleinen Militärtransporter  und einen immer  noch nicht  einsatztauglichen Kampfhub-
schrauber fließen, für bereits vorhandene US-Konkurrenzprodukte ausgegeben würden,  
wäre die US-Rüstungsindustrie auch weiterhin ausgelastet und müsste sich nicht vor ei-
nem plötzlichen Auftragsmangel fürchten. 

Während Gates in Brüssel die Peitsche schwang, fütterte Präsident Obama die Bundes-
kanzlerin in Washington mit  Zuckerbrot.  Mit der von den US-Medien kaum beachteten  
Verleihung der Freiheitsmedaille  sollte  die  als  FDJ-Propagandistin bewährte "Freiheits-
kämpferin"  Angela Merkel (weitere Infos über ihren kometenhaften politischen Aufstieg  
nach der Wende s.  http://www.luftpost-kl.de/luftpost-archiv/LP_10/LP05810_260210.pdf )  
nicht nur belobigt, sondern auch für die teuren Wünsche des Herrn Gates gefügig ge-
macht werden. 

Bei der Ordensverleihung hat die Kanzlerin ja auch prompt den erwünschten Kotau vollzo -
gen und dem US-Präsidenten feierlich die unverbrüchliche Bündnistreue der Bundesrepu-
blik Deutschland zu einem Staat versichert, der mit immer neuen Kriegen das Völkerrecht  
aushöhlt und die Gefahr eines Dritten und letzten Weltkrieges heraufbeschwört. Bei der  
mit großem Pomp inszenierten Zeremonie in Washington sagte sie:

"Ja, Deutschland und die Vereinigten Staaten teilen dieselben Werte:  Demokratie 
und Freiheit, Rechtsstaatlichkeit und universell gültige Menschenrechte. Weil das so 
ist, ist eine enge Partnerschaft und Freundschaft mit den Vereinigten Staaten ebenso 
eine Grundessenz deutscher Staatsvernunft wie die europäische Integration. Beides 
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gehört zusammen. Beides ist und bleibt der Grundpfeiler deutscher Außenpolitik." (s. 
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Rede/2011/06/2011-06-07-usa.html )

Außer dem wohlfeilen Orden hatte Frau Merkel vermutlich auch knallharte US-Forderun-
gen im Gepäck, als sie zur vorübergehenden "Beerdigung" der Kernenergie nach Berlin  
zurückreiste: Neben der Entsendung einer "Bundeswehr-Friedenstruppe" zur Absicherung  
des Wiederaufbaus im zerbombten Libyen dürfte wohl auch von ihr verlangt worden sein,  
künftig mehr Ausrüstungsgüter für die Bundeswehr in den USA einzukaufen – bezahlt mit  
deutschen Steuergeldern, die dringend zur  besseren Finanzierung von Sozialausgaben  
gebraucht würden. 
________________________________________________________________________

Gates: NATO Has Become Two-tiered Alliance
By Jim Garamone 
American Forces Press Service

BRUSSELS, June 10, 2011 – NATO has turned into a two-tiered alliance of members who 
consume security and those who produce it, Defense Secretary Robert M. Gates said here 
today.

Gates spoke to NATO’s Security and Defense Agenda assembly the day after a meeting 
of the alliance’s defense ministers concluded.

“In the past, I’ve worried openly about NATO turning into a two-tiered alliance between 
members who specialize in ‘soft’  humanitarian, development, peacekeeping and talking 
tasks and those conducting the ‘hard’ combat missions -- between those willing and able  
to pay the price and bear the burdens of alliance commitments, and those who enjoy the 
benefits of NATO membership, be they security guarantees or headquarters billets, but 
don’t want to share the risks and the costs,” the secretary said.

“This is no longer a hypothetical worry,” he added. “We are there today. And it is unaccep-
table.”

To be sure, Gates said, NATO is heavily involved in Afghanistan, and the troops assigned 
to the NATO-led International Security Assistance Force are acquitting themselves well.

“Consider that when I became secretary of defense, there were about 20,000 non-U.S. 
troops from NATO nations in Afghanistan,” Gates said. “Today, that figure is approximately 
40,000. More than 850 troops from non-U.S. NATO members have made the ultimate sa-
crifice in Afghanistan. For many allied nations, these were the first military casualties they 
have taken since the Second World War.”

NATO took over ISAF four years ago, Gates noted, adding that he never would have ex-
pected the alliance to sustain this operation for this long, much less add significantly more 
forces in 2010.

“It is a credit to the brave ISAF troops on the ground, as well as to the allied governments 
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who have made the case for the Afghanistan mission under difficult political circumstances 
at home,” the secretary said.

The coalition forces in Afghanistan now include 100,000 American service members who 
provide needed resources for a war that had been chronically underfunded due to operati -
ons in Iraq, Gates said. “These new resources – combined with a new strategy – have de-
cisively changed the military momentum on the ground, with the Taliban ejected from their  
former strongholds,” he added.

But nothing remains static, he told the assembly, and as part of the plan to turn security  
control over to the Afghan government by the end of 2014, President Barack Obama soon 
will announce the size and pacing of the U.S. troop drawdown beginning in July. No matter 
what it is, Gates said, there will be no rush to the exits.

“The vast majority of the surge forces that arrived over the past two years will  remain 
through the summer fighting season,” he said. “We will also reassign many troops from 
areas transferred to Afghan control into less-secure provinces and districts.”

The Taliban will attempt to counterattack, he said, but they will lose. And keeping the pres-
sure on them will create a chance to bolster military success with governmental and eco-
nomic success, he added.

“Given what I have heard and seen – not just in my recent visit to Afghanistan, but over the 
past two years – I believe these gains can take root and be sustained over time with pro-
per allied support,” the secretary said. “Far too much has been accomplished, at far too 
great a cost, to let the momentum slip away just as the enemy is on his back foot.”

NATO cannot afford some troop-contributing nations to pull out their forces on their own ti-
meline in a way that undermines the mission and increases risks to other allies, Gates 
said.

“The way ahead in Afghanistan is ‘in together, out together,’” he said. “Then our troops can 
come home to the honor and appreciation they so richly deserve, and the transatlantic al -
liance will have passed its first major test of the 21st century.”

But NATO operations in Afghanistan have exposed serious alliance shortcomings in milita-
ry capabilities and in political will, Gates said. “Despite more than 2 million troops in uni -
form – not counting the U.S. military – NATO has struggled, at times desperately, to su-
stain a deployment of 25,000 to 45,000 troops -- not just in boots on the ground, but in cru -
cial support assets such as helicopters; transport aircraft; maintenance; intelligence, sur-
veillance and reconnaissance; and much more,” he said.

The NATO operation over Libya shows an even greater lack of resources and will, Gates 
said. Operation Unified Protector, he noted, is a sea-air campaign essentially in Europe’s 
backyard. The mission has widespread political support, doesn’t require ground troops un-
der fire and is vital to Europe’s national interests, he added.

The mission set out by the United Nations has succeeded, Gates said, grounding Moam-
mar Gadhafi’s air force and degrading his regime’s ability to kill his own people.

“While the operation has exposed some shortcomings caused by underfunding,” the secre-
tary said, “it has also showed the potential of NATO, with an operation where Europeans 
are taking the lead with American support.
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“However, while every alliance member voted for the Libya mission, less than half have 
participated, and fewer than a third have been willing to participate in the strike mission,”  
he continued. “Frankly, many of those allies sitting on the sidelines do so not because they 
do not want to participate, but simply because they can’t. The military capabilities simply 
aren’t there.”

Allies do not have intelligence, surveillance, and reconnaissance assets that would allow 
more allies to be involved and make an impact, Gates said. To run the air campaign, the  
NATO air operations center in Italy required a major augmentation of targeting specialists, 
mainly from the United States, to do the job – a “just in time” infusion of personnel that 
may not always be available in future contingencies, the secretary said.

“We have the spectacle of an air operations center designed to handle more than 300 sor-
ties a day struggling to launch about 150,” he said. “Furthermore, the mightiest military al -
liance in history is only 11 weeks into an operation against a poorly armed regime in a  
sparsely populated country – yet many allies are beginning to run short of munitions, requi-
ring the U.S., once more, to make up the difference.”

Part of this predicament stems from a lack of will, much of it from a lack of resources in an 
era of austerity, Gates said. For all but a handful of allies, defense budgets – in absolute  
terms, as a share of economic output – have been chronically starved for adequate fun-
ding for a long time, with the shortfalls compounding on themselves each year, he added.

Despite the demands of mission in Afghanistan -- NATO’s first “hot” ground war -- total Eu-
ropean defense spending has declined by nearly 15 percent over the last 10 years, the se-
cretary said. Furthermore, he added, rising personnel costs, combined with the demands 
of training and equipping for Afghan deployments, has consumed an ever-growing share 
of already meager defense budgets.

This  means modernization  and improving  capabilities  are  being  squeezed out,  as  the 
world sees today over Libya, he said.

“I am the latest in a string of U.S. defense secretaries who have urged allies privately and 
publicly,  often with  exasperation,  to meet agreed-upon NATO benchmarks for defense 
spending,” Gates said. “However, fiscal, political and demographic realities make this unli-
kely to happen any time soon, as even military stalwarts like the [United Kingdom] have 
been forced to ratchet back with major cuts to force structure.”

Today, just five of the 28 NATO allies – the United States, the United Kingdom, France, 
Greece and Albania – exceed the agreed-upon 2 percent of gross domestic product spen-
ding on defense. And that probably won’t change, Gates said.

“The relevant challenge for us today, therefore, is no longer the total level of defense spen-
ding by allies, but how these limited – and dwindling – resources are allocated, and for  
what priorities,” he said. “For example, though some smaller NATO members have mo-
destly sized and funded militaries that do not meet the 2 percent threshold, several of the-
se allies have managed to punch well above their weight because of the way they use the  
resources they have.”

For example, he said, Norway and Denmark have provided 12 percent of allied strike air -
craft in the Libya operation, yet have struck about one-third of the targets, and Belgium 
and Canada also are making major contributions to the strike mission.
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“These countries have, with their constrained resources, found ways to do the training, buy 
the equipment and field the platforms necessary to make a credible military contribution,” 
Gates said.

But they are the exceptions, he added, as too many allies have been unwilling to funda-
mentally change how they set priorities and allocate resources.

“The non-U.S. NATO members collectively spend more than 300 billion U.S. dollars on de-
fense annually, which, if allocated wisely and strategically, could buy a significant amount  
of usable military capability,” Gates said. “Instead, the results are significantly less than the 
sum of the parts.”

This, he added, not only has shortchanged current operations, but also bodes ill for ensu-
ring NATO has the key common alliance capabilities of the future. Member states, he ad-
ded, must look at new ways to boost combat capabilities.

“While it is clear NATO members should do more to pool military assets, such ‘Smart De-
fense’ initiatives are not a panacea,” he said. “In the final analysis, there is no substitute for 
nations  providing  the  resources  necessary  to  have  the  military  capability  the  alliance 
needs when faced with a security challenge. Ultimately, nations must be responsible for 
their fair share of the common defense.”

All this must be seen in the context of the political world in which NATO operates, Gates 
said.

“As you all know, America’s serious fiscal situation is now putting pressure on our defense 
budget, and we are in a process of assessing where the U.S. can or cannot accept more 
risk as a result of reducing the size of our military,” the secretary said. “Tough choices lie 
ahead affecting every part of our government, and during such times, scrutiny inevitably 
falls on the cost of overseas commitments – from foreign assistance to military basing, 
support and guarantees.”

Gates said he and Obama believe it would be a grave mistake for the United States to 
withdraw from its global responsibilities, noting that he discussed expanding U.S. engage-
ments in Asia last week at a regional security conference in Singapore.

“With respect to Europe, for the better part of six decades there has been relatively little  
doubt or debate in the United States about the value and necessity of the transatlantic al -
liance,” Gates said. “The benefits of a Europe [that is] whole, prosperous and free after  
being twice devastated by wars requiring American intervention was self-evident.”

For most of the Cold War, U.S. governments of both parties justified defense investments  
and costly forward bases that made up roughly 50 percent of all NATO military spending,  
the secretary said. “But some two decades after the collapse of the Berlin Wall, the U.S.  
share of NATO defense spending has risen to more than 75 percent – at a time when poli-
tically painful budget and benefit cuts are being considered at home,” he said.

“The blunt reality,” he continued, “is that there will be dwindling appetite and patience in 
the U.S. Congress – and in the American body politic writ large – to expend increasingly  
precious funds on behalf of nations that are apparently unwilling to devote the necessary 
resources or make the necessary changes to be serious and capable partners in their own 
defense -- nations apparently willing and eager for American taxpayers to assume the gro-
wing security burden left by reductions in European defense budgets.”
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But NATO can recover, Gates said.

“The members of NATO – individually, and collectively – have it well within their means to 
halt and reverse these trends, and instead produce a very different future,” he told the as-
sembly. Governments need to take serious steps to protect defense budgets from being 
further gutted in the next round of austerity measures, he said, and they need to allocate 
and coordinate the resources they have and follow through on commitments to the alliance 
and one another.

“It is not too late for Europe to get its defense institutions and security relationships on 
track,” Gates said. “But it will take leadership from political leaders and policy makers on 
this continent. It cannot be coaxed, demanded or imposed from across the Atlantic.

“Over the life of the transatlantic alliance, there has been no shortage of squabbles and 
setbacks,” he continued. “But through it all, we managed to get the big things right over  
time. We came together to make the tough decisions in the face of dissension at home 
and threats abroad. And I take heart in the knowledge that we can do so again.”

The secretary’s speech was the last event on a trip that took him to Singapore, Afghanis-
tan and the NATO meeting -- his last foreign trip before his June 30 retirement.
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